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1 Die Erfindung der EU als globaler Sicherheitsakteur 



Als Zusammenschluss von 25 Staaten mit über 450 Millionen Einwohnern, die ein Viertel 
des Bruttosozialprodukts (BSP) weltweit erwirtschaften, ist die Europäische Union [...] 
zwangsläufig ein globaler Akteur. 



Europäische Sicherheitsstrategie, 2003 



1.1 Friedensmacht Europa? Die Debatte über die außenpolitische Identität der EU 

Nach den heftigen Diskussionen zwischen Regierungsvertretern der USA und einigen europä- 
ischen Verbündeten über einen militärischen Einsatz im Irak im Frühjahr 2003 zog die Sozial- 
demokratische Partei Deutschlands (SPD) in den folgenden Europawahlkampf mit einem pro- 
grammatischen Slogan: „Friedensmacht Europa: Für ein starkes Europa". Gerhard Schröder, 
damaliger Bundeskanzler, führte weiter aus: „Wir haben in Europa Krieg und Rivalität über- 
winden können. Diese Erfahrung können wir international einbringen. Europäische Außenpo- 
litik ist eine Politik des Interessenausgleichs und des Friedens“. 1 

Über 50 Jahre nach dem Scheitern der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) 
gilt die EU vielen Beobachterinnen und Kommentatoren nicht nur als ein wirtschafts- und han- 
delspolitisches Schwergewicht, sondern zunehmend auch als ein international emstzunehmen- 
der Akteur, der für Sicherheit und Frieden sorgt, eine „Politik des Interessensausgleichs und 
des Friedens“ betreibt, wie Schröder dies nannte. Die Institutionalisierung eines Hohen Reprä- 
sentanten für die Gemeinsame Außenpolitik im Jahre 1997, die rechtliche Verankemng einer 
Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) im Vertrag von Nizza im Jahr 
2001 und die Veröffentlichung einer Europäischen Sicherheitsstrategie Ende 2003 haben dabei 
wesentlich zur Wahrnehmung der EU als einem global agierenden und handlungsfähigen Si- 
cherheitsakteur beigetragen. Gleichzeitig haben diese Entwicklungen immer wieder Spekulati- 
onen über mögliche Militarisiemngstendenzen und Ambitionen der Gegenmachtbildung zur 



Friedensmacht Europa: Für ein starkes Europa , Wahlbroschüre der SPD zu den Wahlen des Europäischen 
Parlaments 2004; verfügbar unter: http://www.nrwspd.de/db/docs/doc_3652 _2004322175837.pdf (letzter 
Zugriff: 25.4.2013). 



G. Schlag, Außenpolitik als Kultur, DOl 10.1007/978-3-658-10780-2 1, 
© Springer Fachmedien Wiesbaden 2016 
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1 Die Erfindung der EU als globaler Sicherheitsakteur 



NATO und den USA genährt als auch Kritik an einer defizitären Außenpolitik befördert, deren 
Rhetorik die Handlungsfähigkeit einer gemeinsamen Politik bei weitem übersteigt. 

War die europäische Einigung zu Beginn ein nach innen gerichtetes, wirtschaftspolitisch 
orientiertes Friedensprojekt (Wagner/Hellmann 2003), werfen diese Veränderungen im Bereich 
der Europäischen Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik seit Beginn der 1990er Jahre 
zunehmend die Frage auf, ob die EU in Zukunft auch nach außen ein globales Friedensprojekt 
verfolgen wird. Insbesondere der Begriff einer „normativen Macht“ hat dabei in den letzten 
Jahren die politikwissenschaftliche Debatte über den außenpolitischen Charakter der EU ge- 
prägt (Manners 2002, 2006 a, 2006 b, 2008). In einem viel beachteten Aufsatz in der Zeitschrift 
Journal of Common Market Studies argumentiert Ian Manners (2002), dass die EU in ihrer 
Außen- und Sicherheitspolitik versuche, universelle Normen und Werte wie Menschenrechte, 
Rechtsstaatlichkeit, Freiheit und Demokratie weltweit zu verwirklichen. Deshalb lasse sich die 
EU, insbesondere ihre außenpolitische Identität, treffend mit dem Begriff der „Nonnative 
Power Europe“ umschreiben. Denn zum einen gründen die außenpolitischen Ziele der EU auf 
zentralen Normen wie Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit. EU- Außenpolitik 
sei demnach das klassische Beispiel für eine normorientierte anstatt interessensgeleitete Politik 
gegenüber anderen Staaten, Regionen und Organisationen. Zum anderen lässt sich die (außen-) 
politische Identität der EU in dem Maße als normativ bezeichnen, wie auf Zwangsmaßnahmen 
und die Anwendung militärischer Gewalt verzichtet wird. Vor diesem Hintergrund kommt 
Manners zu dem Schluss, „that the most important factor shaping the international role of the 
EU is not what it does or what it says, but what it is” (Manners 2002: 252; eigene Herv.). 
Schließlich impliziere dies, dass ,,[t]he EU has been, is and always will be a normative power 
in world politics” (Manners 2008: 45). 

Wenig überraschend mag sein, dass solch eine Beschreibung der außenpolitischen Iden- 
tität der EU nicht ohne Kritik geblieben ist (zur Debatte: Diez 2005; Hyde-Price 2006; Mitzen 
2006; Orbie 2006; Sjursen 2006; Merlingen 2007). Während die Einen eine Gefährdung dieser 
nonnativen Identität in der Militarisierung der EU durch die ESVP sehen, kritisieren Andere 
die idealistischen Untertöne, die in solchen Begriffen mitschwingen. Die Debatte über eine ge- 
nuine außenpolitische Identität der EU rekurriert dabei oftmals auf den Dualismus von Normen 
vs. Interessen, der seit langem nicht nur die Disziplin der Internationalen Beziehungen (IB) 
geprägt hat. Ob die EU nun tatsächlich eine normative Macht besitzt oder gar ist, erscheint mir 
hingegen als eine irreführende Frage, die normorientiertes gegen interessengeleites Handeln 
ausspielt. 

Im Vordergrund dieser Arbeit soll vielmehr die Frage stehen, welche Praktiken und Dis- 
kurse es uns ermöglichen, von der EU als einem globalen Sicherheitsakteur überhaupt sprechen 
zu können. Während die EU und ihre außenpolitische Identität in der Literatur oftmals als ge- 
geben und demnach unproblematisch angesehen wird, verkennt solch eine Perspektive doch 



1 . 1 Friedensmacht Europa? 
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gerade jene sozialen und kulturellen Prozesse, die zur Herausbildung, Reproduktion und Trans- 
formation kollektiver Akteure beitragen. Oftmals wird die EU dabei gebetsmühlenartig als Ge- 
bilde sui generis beschrieben, das eine irgendwie geartete Außen-, Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik zwar betreibe - die mit staatlicher Außenpolitik jedoch nicht vergleichbar sei. In 
dieser Arbeit möchte ich begründen, wie eine Neubeschreibung von Außenpolitik als Kultur 
dazu beitragen kann, zu verstehen, wie die EU als globaler Sicherheitsakteur erfunden wird. 
Sichtbar werden dadurch diskursive Verschiebungen und politische Transformationsprozesse, 
die zur Herausbildung politischer Ordnungen jenseits des Staatsmodells beitragen. 

Immer wieder haben sich Autorinnen mit der Entstehungsgeschichte des modernen Na- 
tionalstaates sowie des internationalen Systems, den kulturell-symbolischen Formen des Staa- 
tes als zentralem Akteur internationaler Politik und daraus erwachsenen Institutionen wie Sou- 
veränität, Anarchie und eben auch Außenpolitik beschäftigt (Anderson 1983, Tilly 1993, 
Walker 1993, Wendt 1994, Bartelson 1995, Weber 1995, Campbell 1998, Teschke 2003). Solch 
eine Historisierung und Problematisierung zentraler Begrifflichkeiten internationaler Politik hat 
jedoch eher selten die Herausbildung einer Europäischen Außenpolitik in den Blick genom- 
men. 2 Die gegenstandsbezogene Theoretisierung von Außenpolitik als Kultur vor dem Hinter- 
grund der Herausbildung der EU als globaler Sicherheitsakteur soll deshalb im Mittelpunkt 
dieser Arbeit stehen. Dafür möchte ich im Folgenden ein kulturwissenschaftliches Forschungs- 
programm fortentwickeln, das die Mobilisierung und Aktualisierung von Bedeutung, die sich 
in Praktiken und Diskursen materialisiert, in den Mittelpunkt der rekonstruktiven Forschungs- 
arbeit rückt. Dabei geht es nicht nur um die Analyse von kulturellen Faktoren wie beispiels- 
weise außenpolitischer Identitäten, sondern um einen grundlegenden Perspektivwechsel sozi- 
alwissenschaftlicher Forschung (ähnlich: Diez 1996). Denn erst mit diesem Perspektivwechsel 
wird es möglich, zu verstehen, wie in politischem Handeln sozialer Sinn erzeugt, mobilisiert 
und aktualisiert wird (Reckwitz 2008: 25). Bedeutung, Sinn und Wissen werden von den Han- 
delnden nicht einfach vorgefunden, sondern in dem Maße erfunden, wie Bedeutungen ge- 
braucht und verstanden werden. Ein kulturwissenschaftliches Forschungsprogramm lässt sich 
demnach als eine fächerübergreifende Perspektive beschreiben, die darauf abzielt, 

„die impliziten, in der Regel nicht bewussten symbolischen Ordnungen, kulturellen Codes und Sinnhorizonte 
zu explizieren, die in unterschiedlichen menschlichen Praktiken verschiedener Zeiten und Räume zum Aus- 
druck kommen und diese ermöglichen“ (Reckwitz 2008: 17). 

Dieser Blick auf die Genese der EU als globaler Sicherheitsakteur stellt dabei eine grundle- 
gende Prämisse orthodoxer Ansätze in den IB in Frage: Staaten betreiben Außenpolitik, um ihr 
nationales Interesse gegenüber anderen Staaten in einem anarchischen System durchzusetzen. 

2 Mit dem sperrigen Begriff einer Europäischen Außenpolitik und EUropa soll der Tatsache Rechnung getragen 
werden, dass die politischen Institutionen der EU und ihrer Mitglieder nicht Deckungsgleich mit dem Begriff 
, Europa’ sind. 
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1 Die Erfindung der EU als globaler Sicherheitsakteur 



Außenpolitik sei demnach Machtpolitik, wie dies schon Kardinal Richelieu verstand (Krippen- 
dorff 2000). Problematisch an diesem Außenpolitikbegriff ist, dass nicht nur Interessen als 
intrinsisch gegeben verstanden werden, sondern auch die Frage nach dem handelnden Subjekt 
vorschnell auf den Staat reduziert wird. Gerade die Entwicklung einer Europäischen Außen- 
politik steht in einem Spannungsverhältnis zu diesen Prämissen, ist die EU doch weder ein 
Staat, noch betreiben ihre zentralen Institutionen eine klassische Form der Macht- und Interes- 
senspolitik. 

Außenpolitik, so die zentrale These des ersten Teils dieser Arbeit, bedarf deshalb einer 
konzeptionellen Neubeschreibung als Kultur im Sinne des Zusammenspiels von Diskursen und 
Praktiken, um die Herausbildung der EU als globaler Akteur beschreiben und Transformations- 
prozesse politischer Ordnungsbildung jenseits des Staatsmodells verstehen zu können. In An- 
lehnung an ein kulturwissenschaftliches Forschungsprogramm lässt sich Außenpolitik dann als 
eine kulturelle Praxis fassen, die kollektive Akteure konstituiert, reproduziert, aber auch trans- 
formiert. Dass solch ein Konzept von Außenpolitik nicht nur einen konzeptionellen Mehrwert 
erbringt, soll im zweiten Teil dieser Arbeit anhand der Rekonstruktion der Europäischen Ver- 
teidigungsgemeinschaft (EVG) und der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
(ESVP) 3 empirisch begründet werden. 

ln dieser Einleitung soll zuerst der Begriff Außenpolitik problematisiert werden. Denn 
was Außenpolitik bedeutet, welche soziale Praxis damit bezeichnet wird, ist weitaus umstritte- 
ner, als oftmals angenommen wird (Hellmann 2012). Voraussetzung für eine Neubeschreibung 
von Außenpolitik als Kultur erscheint mir dabei, außenpolitisches Handeln als ein politisches 
Handeln zu verstehen, das eine Form der symbolischen Grenzziehung zwischen innen | außen 
vollzieht und somit eine politische Ordnung aktualisiert. Als soziale Praxis form - und eben 
nicht ausschließlich Macht-, Interessens- oder normorientierte Politik - konstituiert Außenpo- 
litik in dem Maße kollektive Akteure, wie distinkte politische Ordnungen im praktischen Voll- 
zug erfunden und aktualisiert werden. 



1.2 Was bedeutet Außenpolitik? 

Außenpolitik ist in ihrer historischen Entwicklung, so Günther Hellmann, aufs Engste mit der 
Idee der Staatsräson und dem Begriff der Souveränität verbunden (Hellmann 2006: 29-30). Un- 
ter Staatsräson versteht man die Vorstellung, dass die Selbstbehauptung des Staates gegenüber 
anderen sein höchstes Ziel und damit Grund (raison) seiner Daseinsberechtigung ist. Die Be- 



3 Seit dem Lissaboner Vertrag heißt dieses Politikfeld nun Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik, 
kurz: GSVP. Im Folgenden werde ich jedoch die Bezeichnung ESVP verwenden. 



1.2 Was bedeutet Außenpolitik? 



17 



deutung von Staatsräson geht dabei in die Idee eines Primats der Außenpolitik über, das spä- 
testens seit Mitte des 19. Jahrhundert zu einem Leitbegriff der Politikgeschichte wurde. Sowohl 
Leopold von Rankes Abhandlung über die „Die großen Mächte“ von 1833 als auch Hans Mor- 
genthaus „Politics among Nations“ von 1948 begründen solch ein Primat, das in der (neo-) 
realistischen Tradition der IB bis heute weiterwirkt: Staaten streben, ja müssen geradewegs 
nach Machtmaximierung streben, um ihren Selbsterhalt zu sichern und sich gegen potentielle 
Bedrohungen durch andere Staaten zu schützen. 

Zwar ist diese Idee einer Vorrangigkeit außenpolitischer Interessen immer wieder von 
verschiedenen Seiten kritisiert worden, doch bleibt der damit verbundene Gedanke des Macht- 
und Selbsterhalts von Staaten bis heute in der Beschreibung von Außenpolitik wirkmächtig. 
Unterscheiden kann man dabei zwischen einer präskriptiven und einer deskriptiven Verwen- 
dung des Begriffes. Als politische Handlungsmaxime hat die Idee eines Primats der Außenpo- 
litik wohl weitestgehend an Legitimation verloren (Simms 2003: 276f.). War die Rede vom 
Primat der Außenpolitik als normative Prämisse und deskriptive Analyse lange Zeit insbeson- 
dere in der deutschen Geschichtswissenschaft etabliert und erlebte gar seit den 1980er Jahren 
eine Renaissance 4 , so haben Historikerinnen und Politikwissenschaftler immer wieder auf die 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen, schließlich innenpolitischen Einflussfakto- 
ren auf außenpolitisches Handeln hingewiesen (Lehmkuhl 2000). Eine Problematisierung des- 
sen, was Außenpolitik bezeichnet, hat dabei eher vereinzelt stattgefunden. 

Man kann wohl davon ausgehen, dass Außenpolitik ihre institutionalisierte Form Mitte 
des 17. Jahrhunderts in Frankreich findet. Zuerst agierten Sekretäre, die den König in außenpo- 
litischen Angelegenheiten berieten, gefolgt von Gesandten und Botschaftern an den Höfen eu- 
ropäischer Könige und Fürsten. Schließlich wurden bürokratische Organisationen (Ministerien, 
Departments und Offices ) seit dem 18. Jahrhundert auf- und ausgebaut, die zu einer Versteti- 
gung und Vertiefung von Diplomatie und Außenpolitik beitrugen (Steiner 1982). In Frankreich 
spricht man bereits seit 1547 von einem Secretaire d'Etat des Affaires etrangeres. Louis de 
Revol beriet seit 1589 den König in außenpolitischen Angelegenheiten. Kardinal Richelieu 
etablierte 1626 unter König Ludwig XIII. erste Formen eines Außenministeriums mit dem Auf- 
trag, ein Gleichgewicht zwischen den europäischen Mächten zu erhalten (Berridge 2002: 5). 

Seit der Französischen Revolution 1789 gibt es das Amt des Ministere des Affaires etran- 
geres ou des Relations exterieures , 5 In England bestand die Position eines Secretary of State 
seit dem 16. Jahrhundert gleich in doppelter Ausführung als Vorsitzender des Northern und 

4 Dabei muss jedoch beachtet werden, dass der Begriff des Primats der Außenpolitik selbst einem gewissen Ge- 
brauchswandel unterworfen ist. Lappenküpper meint damit beispielsweise eine analytische Makro-Perspek 
tive, in der politisches Handeln als durch Interessen und Sicherheitserwägungen geleitetes Handeln zur Erklä 
rung von Außenpolitik beiträgt. Einher geht damit bei ihm die Relativierung von kulturellen undökonomischen 
Erklärungsmodellen (Lappenküper 2004: 46). 

5 Siehe: http://www.diplomatie.gouv.fr/en/ministry_158/history_2049/ffom-the-louvre-to-the-quai-orsay_1565. 
html (letzter Zugriff: 25.4.2013). 
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Southern Department , deren Aufgabe es war, die auswärtigen Beziehungen des Königs/ der 
Königin zu den protestantischen und katholischen Ländern Europas sowie den Überseegebieten 
zu unterhalten (Steiner 1969: 1). Mitte des 18. Jahrhunderts gab es kurzzeitig das Amt eines 
Secretary of State for the Colonies, das 1782 im Zuge der Unabhängigkeit der amerikanischen 
Staaten aufgegeben, 1854 jedoch wieder eingeführt wurde. Ab 1782 wurde der Titel eines Se- 
cretary of State for Foreign AJfairs erstmals an Charles James Fox vergeben. Das ehemalige 
Northern Department wurde zum Foreign Office, während das Southern Department in das 
Home Office umgewandelt wurde und die Beziehungen zu Irland und den Kolonialgebieten 
kontrollierte (Steiner 1969: 1). Erst 1968 wurden das Commonwealth Office und das Foreign 
Office zum heutigen Commonwealth and Foreign Office zusammengeführt (Johnson 2005, 
Steiner 1969). Mit der Unabhängigkeit der USA beschließt 1781 der Kontinentalkongress, ein 
Department of Foreign Ajfairs als erste Bundesbehörde einzurichten, die 1789 durch das Re- 
präsentantenhaus und den Senat bestätigt wird. Im September des gleichen Jahres erhält das 
Außenministerium auch innenpolitische Aufgaben (u.a. Münzprägung) und wird in Department 
of State umbenannt (Berridge 2002: 6; Hunt 2005). In Deutschland entsteht 1807 das Preußi- 
sche Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten, dessen Bezeichnung als Auswärtiges Amt 
bis heute nachwirkt. 

Im 19. Jahrhundert folgen die meisten Staaten einer vergleichbaren bürokratischen Or- 
ganisationsform, so dass heute jeder Staat über ein Außenministerium verfügt. Selbst innerhalb 
der Sowjetunion und der EU hat es keine Initiativen gegeben, nationale Außenministerien ab- 
zuschaffen. Ganz im Gegenteil: Neue intergouvernementale und vergemeinschaftete Formen 
von Außenpolitik sind im Entstehen, wie die Einrichtung eines European External Action Ser- 
vice (EEAS) exemplarisch zeigt. Zugleich hat sich auch das begriffliche Instrumentarium aus- 
differenziert, mit dem politisches Handeln zwischen Staaten bezeichnet wird. 



1.2.1 Außenpolitik, Diplomatie und internationale Politik 

Die semantischen und praktischen Grenzen zwischen Außenpolitik, Diplomatie und internati- 
onaler Politik erscheinen oftmals fließend. Teilweise werden diese Begriffe sogar synonym 
verwendet, insbesondere wenn im Englischen von international relations, international poli- 
tics,foreign affairs,foreign policy und diplomacy die Rede ist. Henry Kissingers Buch „Diplo- 
macy“ (1994) steht beispielhaft für den Gebrauch solch eines semantischen Feldes. In diesem 
Sinne konstatiert Alan James in einem Äev/ew-Artikel Anfang der 1990er Jahre: „Diplomacy, 
after all, is a notoriously flexible Word. Our American Cousins have long used it, sometimes, as 
a synonym for foreign policy” (James 1993: 92). Das Gleiche ließe sich im Umkehrschluss über 
Außenpolitik sagen. Historisch betrachtet lassen sich diplomatische Umgangsformen bis in die 
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griechischen Stadtstaaten zurückverfolgen (Berridge 2002: 2). James Der Derians Genealogie 
„On Diplomacy“ (1987), die stärker historisch angelegte Studie von Hamilton und Langhorne 
„The Practice of Diplomacy“ (1995), Costats Constantinous „On the Way to Diplomacy“ 
(1996), Iver Neumanns „Diplomats and Diplomacy“ (201 l)und„At Home with the Diplomats“ 
(2012) sowie Protagonisten der Englischen Schule wie etwa Martin Wight (1946), Hedley Bull 
(1977) und Adam Watson (1982) haben sich eingehender mit dem Begriff, der Geschichte und 
Praxis von Diplomatie beschäftigt. Der englische Begriff diplomacy, vom lateinischen diploma 
und dem französischen diplomatie abgeleitet, wird von Edmund Burke 1796 gebraucht, um die 
französische Außenpolitik von Ludwig XVI. zu beschreiben (Constantinou 1996: 81, Roberts 
2009: 5). 

Im Allgemeinen wird Diplomatie als ein Mittel der Außenpolitik verstanden, das von 
ausgebildeten Expertinnen praktiziert wird. Diplomatie ist „the conduct of business between 
States by peaceful rneans“ (Roberts 2009: 3). 6 Diplomatie hat sich spätestens seit dem 19. Jahr- 
hundert in dem Maße professionalisiert, wie Außenministerien, ein diplomatisches Protokoll 
sowie Rekrutierungs- und Ausbildungsregeln für Diplomaten entstanden sind (Neumann 2012, 
Gilbert 1951). Im Gegensatz zur Außen- und Sicherheitspolitik wird Diplomatie oftmals als 
gewaltfreie Umgangsform zwischen Staaten verstanden, als ein Repertoire an Handlungen „to 
enable States to secure the objectives of their foreign policies without resort to force“ (Berridge 
2002: 1). In einem engeren Verständnis umschreibt Diplomatie demnach die bürokratisch-pro- 
fessionelle Alltagspraxis der Außenpolitik. 

Vertreter der Englischen Schule, allen voran Martin Wight, Hedley Bull und Adam 
Watson, heben die Bedeutung von Diplomatie als internationale Institution hervor. Program- 
matisch schrieb Wight bereits 1946: „Diplomacy is the System and the art of communicating 
between powers. The diplomatie System is the master-institution of international relations” 
(Wight [1946, 1978] 2002: 1 13). Bis heute prägend sind die Formulierungen von Hedley Bull, 
der Diplomatie als ,,[t]he conduct of relations between States and other entities with Standing in 
world politics by official agents and by peaceful means” verstand (Bull [1977] 2002: 156). 7 
Zum einen muss es sich um offizielle Repräsentanten handeln, denn nur sie sind „authorized to 
act in the name of a particular state or other recognized entity” (Bull 2002: 157). Zum anderen 
zeichnet sich Diplomatie als friedlich aus und entwirft den Diplomaten als paradigmatisches 
Gegenmodell zum Soldaten: „War also exemplifies the conduct of international relations by 
official agents; diplomatists differ front soldiers in that they confine themselves to peaceful 

6 So heißt es in den bekannten Buch „Satow's Diplomatie Practice”, erstmals 1917 erschienen. Betont wird hier 
die Unterscheidung zwischen Außenpolitik und Diplomatie: „While diplomacy is properly the conduct or 
execution of foreign policy, it is sometimes confused with foreign policy itself. But foreign policy is formulated 
by govemments, not by diplomats” (Roberts 2009: 3). 

7 Davon unterscheidet Bull ein wesentlich engeres Verständnis von Diplomatie als den Umgang und die Bezie- 
hung zwischen professionellen Diplomaten. Schließlich bezeichnet Diplomatie für ihn auch eine Umgangs- 
form als taktvoll und feinsinnig. 
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means” (Bull 2002: 157). Bull weist jedoch explizit daraufhin, dass nicht nur Staaten, sondern 
auch andere politische Einheiten wie beispielsweise die Vereinten Nationen diplomatisch han- 
deln. Diplomatie erfüllt zentrale Funktionen der Kommunikation, Verhandlung, der Infonnati- 
onsgewinnung, des Austauschs und der Minimierung von Krisen (Bull 2002: 163fff.). Insbe- 
sondere der Kommunikationsaspekt ist für die diplomatische Praxis entscheidend. Diplomatie, 
so James, „is the Communications System of the international society” (James 1993: 95; Berri- 
dge 2002: 1). Staaten agieren in einem System und diese Erfahrung der Pluralität zwingt sie 
dazu, mit anderen zu kommunizieren (Watson 1982; Der Derian 1987: 93). 

Außenpolitik hingegen ist ein wesentlich jüngerer Begriff, dessen Gebrauch eng mit der 
Konsolidierung der territorialen Grenzen des Nationalstaates und einem Verständnis von nati- 
onalen Interessen (, national 1 interest) verbunden ist. Eher selten wurden der Begriff und seine 
Bedeutung eingehender betrachtet. Während die historische Forschung (insbesondere die Nati- 
onalgeschichte) sich bereits frühzeitig dem Topos eines Primats der Außenpolitik widmete, ent- 
steht die Außenpolitikanalyse ( Foreign Policy Analysis) laut Valerie Hudson erst in den 1950er 
und 1960er Jahren. Sie beschäftigt sich zuallererst mit solchen Entscheidungsprozessen inner- 
halb von Staaten und politischen Organisationen, die außenpolitisches Handeln herstellen und 
mit Hilfe soziologischer, psychologischer und organisations-theoretischer Ansätze erklärt wer- 
den sollen (Smith/Hadfield/Dunne 2007; Hudson 2008). ,FPA‘ wird oftmals mit liberalen und 
realistischen Ansätzen verbunden, die Entscheidungsprozesse und -Strukturen, Interessen und 
Normen in den Staaten als ursächlich für deren außenpolitisches Handeln sehen. Außenpolitik 
bezeichnet dabei ,,[t]he strategy or approach chosen by national govemments to achieve its 
goals in its relations with extemal entities” (Hudson 2008: 12). Außenpolitisches Handeln ist 
daher aufs Engste mit Begriffen wie nationales Interesse 1 , , Macht 1 und , Einfluss 1 verbunden, 
ln diesem Sinne definiert Walter Carlsnaes Außenpolitik als 

„those actions which, expressed in the form of explicitly stated goods, commitments and/or directives, and 
pursued by governmental representatives acting on behalf of their Sovereign communities, are directed toward 
objectives, conditions and actors - both governmental and non-governmental - which they want to affect and 
which lie beyond their territorial legitimacy” (Carlsnaes 2002: 335). 

Ein Großteil der Außenpolitikanalyse beschäftigt sich demnach mit der Bestimmung von Akt- 
euren, Entscheidungsstrukturen, Ursachen- und Wirkungszusammenhängen sowie Fonnen von 
Außenpolitik (Hudson 2007, 2008). Außenpolitik wird in der Regel als politisches Handeln von 
Repräsentanten im Namen des Staates gegenüber anderen (staatlichen) Repräsentanten verstan- 
den. Kurzum: Außenpolitik bezeichnet das politische Handeln, inklusive der Überzeugungen 
und Entscheidungsprozesse, eines Staates gegenüber einem anderen Staat. 

Während Diplomatie in erster Linie als Mittel der Außenpolitik verstanden wird, ver- 
weist der Begriff international politics auf die systemischen Strukturbedingungen der Bezie- 
hungen zwischen Staaten (Waltz 1979; Wendt 1999). Die Analyse internationaler Beziehungen 
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unterscheidet sich demnach grundlegend von der Außenpolitikanalyse. In diesem Sinne 
schreibt Kenneth Waltz: 

„A theory about foreign policy is a theory at the national level. lt leads to expectations about the responses 
that dissimilar polities will make to extemal pressure. A theory of international politics bears on the foreign 
policies of nations while claiming to explain only certain aspects of them. It can teil us what international 
conditions national policies have to cope with” (Waltz 1979: 72). 

Solch eine Trennung zwischen Außenpolitikanalyse und 1B hat eine innerdisziplinäre Ausdif- 
ferenzierung weitestgehend verfestigt. Oftmals wird daher die Analyse von Außenpolitik von 
der Frage nach der Transformation des internationalen Systems entkoppelt, d.h. außenpoliti- 
sches Handeln erscheint nicht mehr als mögliche Ursache für internationalen Wandel. Zwar hat 
die Außenpolitikanalyse zum Ziel, das Handeln von Staaten (vergleichend) zu erklären; die 
Annahme eines mehr oder weniger anarchischen Systems wird dabei jedoch eher selten in Frage 
gestellt. Die IB hingegen beschäftigen sich ausführlich mit den systemischen Strukturbedin- 
gungen und deren Wandel, verlieren jedoch oftmals das konkrete außenpolitische Handeln von 
Akteuren aus dem Blick, das solche Veränderungen ermöglicht. 

Ein Verständnis für die Konstitution und Transformation politischer Ordnungen erfor- 
dert daher, die Außenpolitikanalyse und die IB wieder stärker miteinander zu verbinden. Im 
Folgenden sollen drei Aspekte außenpolitischem Handelns erörtert werden, die solch eine Ver- 
bindung ermöglichen: Ersten erscheint es mir diskussionswürdig, was Außenpolitik eigentlich 
als Politik kennzeichnet. Was ist Politik? Zweitens stellt sich die Frage, inwiefern außenpoliti- 
sches Handeln ausschließlich auf staatliches Handeln bezieht bzw. den Staat als politisches 
Subjekt immer schon voraussetzt. Ist der Staat das zentrale Subjekt (und Objekt) außenpoliti- 
schen Handelns? Drittens ist es erklärungsbedürftig, warum wir von^u/fenpolitik (oder foreign 
policy) sprechen. Gegenüber welches , Außen' ist Außenpolitik gerichtet? 



1.2.2 Außenpolitik als Politik 

Rein begrifflich betrachtet ist Außenpolitik in dem Sinne Politik, wie es um die Herstellung 
kollektiv bindender Entscheidungen geht. Im Englischen wird üblicherweise zwischen polity, 
policy and politics unterschieden. Während unter polity die strukturellen und institutioneilen 
Bedingungen für Politik verstanden werden (z.B. Verfassung und Gesetztestexte), bezeichnet 
politics die prozedurale Dimension von politischem Handeln. Policy hingegen verweist auf po- 
litische Inhalte und Ziele. 

Politik, so Luhmann, rekurriert auf das „Bereithalten der Kapazität zu kollektiv binden- 
dem Entscheiden“ und beinhaltet demnach alle drei Dimension, die im Englischen mit polity. 
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politics und policy unterschieden werden (Luhmann 2002: 84f.). Politisches Handeln ist zu al- 
lererst eine Kommunikationsform , der es um Entscheidungen, um das Entscheiden an sich geht. 
Solch ein Entscheiden setzt dabei sowohl Kontingenz - man könnte auch anders entscheiden - 
als auch die Fähigkeiten zu einem Zusammen-Handeln voraus. Entscheidungen werden stets 
zusammen getroffen und beinhalten immer auch die Möglichkeit, anders zu handeln. Dieses 
Zusammen-Handeln weist jedoch spezifische Eigenschaften auf, die politisches Handeln von 
sozialem Handeln unterscheidbar machen. Denn es geht nicht nur um Bindungen, sondern um 
effektive und kollektive Bindungen, die faktisch und für alle Geltung beanspruchen können. 
Explizit eingeschlossen sind damit die Entscheider selbst. Schließlich weist Luhmann darauf 
hin, dass diese Entscheidungen nicht ad hoc getroffen werden, sondern allgemein eine Kapazi- 
tät zur Herstellung kollektiv bindender Entscheidungen bereitgehalten wird. Hierunter fallen 
nicht nur bürokratisch-administrative Strukturen, sondern auch symbolische Ordnungen. 

Versteht man in diesem Sinne Außenpolitik explizit als Politik, so ist es diese Entschei- 
dungskapazität, die außenpolitisches von diplomatischem Handeln abgrenzt. Außenpolitik ist 
eine Praxis, der es um kollektiv bindendes und effektives Entscheiden in Bezug auf ein , Außen' 
geht. Zwar treffen auch Diplomaten ständig Entscheidungen, ihrem Handeln fehlt jedoch die 
Fähigkeit der kollektiven Bindung im formalen Sinn. Diese politischen Entscheidungsprozesse 
sind keinesfalls machtfreie Räume, sondern vielmehr Orte an denen über Bedeutungen und 
Entscheidungsmöglichkeiten gestritten wird. Politik verweist gerade nicht auf einen dezisionis- 
tischen Moment der Entscheidung, sondern auf einen kontingenten Prozess des Zusammen- 
Handelns und Übersetzens von Möglichkeiten in Wirklichkeit. 8 Eine dezisionistische Verkür- 
zung des Politikbegriffes läuft nämlich Gefahr, Politik und Macht gleichzusetzen und als Prä- 
dispositionen gegebenen Akteuren zuzuschreiben. Die übliche Darstellung von Außenpolitik 
als Machtpolitik, der es um die Durchsetzung nationaler Interessen geht, beleuchtet demnach 
nur einen möglichen Aspekt außenpolitischen Entscheidens. Politisches Handeln verweist nicht 
auf die Ausführung und Anwendung bereits getroffener Entscheidungen, wie sie in der Meta- 
pher des nationalen Interesses zusammenlaufen, sondern auf den kontingenten Prozess des Ent- 
scheidens selbst. 



1.2.3 Außenpolitik und Staatlichkeit 

Obgleich die systematische Verwendung des Begriffes Außenpolitik ein recht junges Phäno- 
men ist, das mit der Konsolidierung einer inter-nationalen Ordnung seit dem Ende des 18. Jahr- 



In Anlehnung an Laclau/Mouffe (2001) könnte man sagen, dass Politik auf das Wechselspiel von Artikulation 
und Gegenartikulation verweist (siehe auch: Liste 2009; Freistein 2012). 
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hunderts eine institutionalisierte Form findet, bedeutet dies keineswegs, dass keine Außenpoli- 
tik betrieben wurde, bevor es Außenminister und -ministerien offiziell gab. Die historisch enge 
Verbindung zwischen Staaten und Außenpolitik legt dies zwar nahe, verengt ein Verständnis 
für außenpolitisches Handeln jedoch vorschnell auf staatliche Repräsentanten. Außenpolitik ist 
jedoch zu allererst eine Praxis , nicht eine Eigenschaft einer bestimmten Gruppe von Akteuren. 

ln ähnlicher Absicht unternimmt der Historiker Eckart Conze den Versuch, den „Poli- 
tikbegriff aus seiner Staats- und Regierungsfixierung zu lösen“ (Conze 2004: 17), um Dynami- 
ken historischen Wandels sichtbar zu machen. Eine „geradezu hermetische Selbstbezogenheit 
der Theoriedebatten in den Internationalen Beziehungen“, so Conze (2004: 26), habe bisher 
dazu beigetragen, Akteure wie den Staat und Analysegegenstände wie das internationale Sys- 
tem als zeitlose, a-historische Begriffe zu betrachten. Diese Kritik an den IB trifft wohl auf 
heterodoxe Ansätze wie den Poststrukturalismus und die Kritische Theorie weniger zu als auf 
den Mainstream rationalistisch-positivistischer Ansätze, der wenig Gespür für die Historizität 
und Kontingenz internationaler Politik hat. Gefragt ist demnach eine Historisierung zentraler 
Konzepte, denn „Staaten und Politik als Analysekategorien sind genauso historischem Wandel 
unterworfen wie die konkreten Gegenstände unserer Forschung“ (Conze 2004: 27). Die damit 
geforderte „Analyse des permanenten Gestaltwandels“ (Conze 2004: 27) bietet sich insbeson- 
dere für Fragen nach der Herausbildung politischer Ordnungen an, mögen dies nun der Staat 
oder eben auch andere Formen der politischen Organisation sein. 

Mit dieser Historisierung des Staates geht gleichsam eine Ent-Essentialisierung politi- 
scher Ordnungsformen einher. Führt man sich vor Augen, dass Terrornetzwerke, Rebellengrup- 
pen, Gewerkschaften, Umweltorganisationen, Handelsgesellschaften und IT-Untemehmen in- 
ternational agierende Akteure sind, so erscheint es erklärungsbedürftig, warum außenpoliti- 
sches Handeln in der Regel Staaten zugeschrieben wird. Dass Formulierungen wie , Deutsch- 
land beteiligt sich am Kosovo-Einsatz 1 verkürzte Darstellungen komplexer politischer Prozesse 
und Strukturen sind, dürfte fast allen Leserinnen klar sein. Durch diese substantialistischen For- 
mulierungen geraten jedoch jene Prozesse aus den Augen, die es uns ermöglichen von kol- 
lektiven Akteuren wie etwa dem Staat zu sprechen, d.h. die Praktiken und Diskurse zu verste- 
hen, die dazu beitragen, politische Ordnungen als essentielle Entitäten zu reproduzieren 
(Jackson und Nexon 1 999: 301 ). 9 Diese Fragen nach dem essentiellen vs. relationalen Charakter 
kollektiver Akteure lassen sich exemplarisch an der „state as a person“-Debatte nachvollziehen. 

ln einem von Patrick Jackson organisierten Forum der Zeitschrift Review of Interna- 
tional Studies argumentiert Alexander Wendt, „that state persons are real in at least one im- 
portant sense: they are , intentional’ or purposive actors” (Wendt 2004: 291). In diesem Sinne 
sind Staaten Personen, „they might be organisms, understood as forms of life; and they might 



9 Zur Problematisierung des Staates, vgl. Ringmar (1996); Bartelson (2001); Offermann (2014); zu staatlicher 
Souveränität, vgl. Bartelson (1995); Weber (1995); Biersteker und Weber (1996). 



